
 

 
 
 

 

10. November: 

Aktionstag Suchtberatung 

Sucht- und Drogenhilfe absichern in der Krise 

Stellungnahme akzept e.V. 
 

 

Menschen die substanzbezogene Probleme entwickeln sind häufig stark belastet, nicht sel-

ten befinden sie sich in psychischen und sozialen Notlagen in denen sie Unterstützung benö-

tigen. Durch die Folgen der aktuellen Krisen (Corona, Energiekrise, steigende Kosten) sind 

diese aufgrund begrenzter individueller Ressourcen und prekärer Lebenslagen besonders 

stark belastet. 

Die ambulante Sucht und Drogenhilfe versorgt jährlich über 500.000 Menschen in ganz 

Deutschland. Als gemeinnützige Anbieter arbeiten die Träger der freien Wohlfahrtspflege 

nicht gewinnorientiert und stellen u.a. Angebote wie Kontakt- und Beratungsstellen, Drogen-

konsumräume, Übernachtungsmöglichkeiten und andere Überlebenshilfen zur Verfügung. 

Viele Menschen nutzen die Angebote der Drogen- und Suchthilfe um Unterstützung in Form 

von Beratung in Anspruch zu nehmen aber auch, um sich auszuruhen, aufzuwärmen und am 

gesellschaftlichen Leben teilhaben zu können. 

Um diese Angebote vorhalten zu können sind qualifizierte Fachkräfte in ausreichender Zahl, 

eine angemessene Sachmittelausstattung  und für die Betroffenen erreichbare Räumlichkei-

ten unabdingbar. Bereits in den Vorkrisenjahren orientierte sich die Personal- und Sachmit-

telausstattung  eher am Mindestmaß als am fachlich Notwendigen. Der Fachkräftemangel 

hat die Sucht- und Drogenhilfe  längst erreicht. Um Personal zu finden und zu halten ist es 

unbedingt erforderlich, eine angemessene, am Tarif der Länder orientierte Entlohnung zu 

gewährleisten.  

Die Einrichtungen sehen sich nunmehr mit steigenden Kosten auf allen Ebenen konfrontiert. 

Dies kann bei gleichbleibenden Fördermitteln nur durch den Abbau von Fachkräften und so-

mit der Kürzung von Angebotsstunden kompensiert werden. Kürzungen der Fördersummen, 

verstärken diesen Effekt und erhöhen das Risiko, dass Angebote vollständig schließen müs-

sen. 
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Während sich die Lebenssituation der Menschen verschlechtert und der Bedarf an Unter-

stützung zunimmt, sind Länder und Kommunen angehalten ihre Ausgaben zu reduzieren. 

Dies bedeutet eine erhebliche Reduzierung der dringend benötigten Angebote. 

In von der Corona Pandemie besonders betroffenen Branchen kann beobachtet werden, 

dass einmal vollzogene Angebotseinschränkungen aufgrund des Fachkräftemangels kaum 

wieder rückgängig gemacht werde können.  

Fördersummenkürzungen und der folgende Angebotsabbau werden auf Jahre hinaus Wir-

kungen zeigen und die soziale und gesundheitliche Benachteiligung von Menschen mit sub-

stanzbezogenen Problemen verstärken.  

 

Wir fordern von den kommunalen/regionalen Kostenträger:innen: 

►verbindliche Absicherung der Energiekosten für gemeinnützige Einrichtungen der Drogen- 

und Suchthilfe 

►keinen direkten oder indirekten Abbau von Angeboten für Menschen in Notlagen 

►kein Abbau von Fördersummen für Drogen- und Suchthilfeprojekte. 
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Nina Pritszens für den Vorstand 

 
 


